
1. Mit der Absenkung der Verbundquote auf 23 v.H., die nach § 2 
Ahs. 1 GFG 1986 den Gemeinden und Gemeindeverbänden vom land 
als Anteil am allgemeinen Steuerverbund zur Verfügung gestellt 
worden ist, hat der Gesetzgeber nicht die Grenzen des Gestal­
tungsspielraums U~erschritten, die ihm durch das Recht auf 
Selbstverwaltung sowie durch den Gleichheitssatz gezogen sind. 

2. Der volle Ausgleich des Unterschiedsbetrages zwischen der Aus­
gannsmeßzahl (§ 8) und der Steuerkraftmeßzahl (§ 9), den eine 
nicht abu~dante Gemeinde als SchlUsselzuweisung erhält (§ 10 

Abs. 1), hat weder tendenziell noch im Ergebnis eine Uber das 
bisherige Ausgleichssystem hinausgehende nivellierende Wirkung 
auf die Finanzausstattung der Gemeinden; er verstößt ebenfalls 
nicht gegen das Recht der Selbstverwaltung und gegen den 
Gleichheitssatz. 

3. Die Anhebung der fiktiven Realsteuerhebesätze in § 9 Abs. 2 

Buchst. a und b GFG 1986 hält sich mit der Zielsetzung, finanz­
schwachen Gemeinden aus den verknappten Finanzmitteln höhere 
Zuueisungen zukomnen zu lassen, im Rahmen der Funktion des 
übergemeindlichen Finanzausgleichs und führt nicht zu einer mit 
dem Gleichheitssatz unvereinbaren Nivellierung oder gar Umkehr 
der finanziellen lage der Gemeinden. 

Art. 4 Abs. 1, P,rt. 78 und 79 der Verfassung des Landes 
Nordrhein-Hestfalen vom 18.6.1950, 
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VERFASSUNGSGERICHTSHOF 

FOR DAS LAND NORDRHEIN-WESTFALEN 

VerfGH 9/87 

IM NAMEN DES VOLKES 

URTEIL 
Verkündet am 16. Dezember 1988 

Büchter 
Verwaltungsgerichtsangestellte als 
Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 

In dem verfassungsgerichtlichen Verfahren 

wegen der Behauptung 1. der Stadt S'cd • vertreten durch den 
Oberstadtdirektor, 

2. der Stadt ,"' i vertreten durch den 
Stad tdi rek tor, 

3. der Gemeinde c \ , vertreten durch 
den Gemeindedirektor, 

4. der Gemeinde,"'" ,vertreten durch 
den Gemefndedfrektor, 

Verfahrensbevollmächtigter: 

das Gesetz zur Regelung der Zuweisungen des Landes Nordrhein-West­
falen an die Gemeinden und Gemeindeverbände im Haushaltsjahr 1986 
(Gemeindefinanzierungsgesetz - GFG 1986) vom 19. März 1986 (GVBl 
NW S. 169) verletze die Vorschriften der Landesverfassung über das 
Recht der gemeindlichen Selbstverwaltung 

ha t der 

VERFASSUNGSGERICHTSHOF FUR DAS LAND NORDRHEIN-WESTFALEN 

auf die mündliche Verhandlung vom 

17. Oktober 1988 
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durch die Verfassungs richter 

Präsident des Verfassungsgerichtshofs Or. 0 i e t 1 ein , 
Präsident des Oberlandesgerichts T i e bin g , 
Präsident des Oberlandesgerichts Or. Wie sen, 
P ro fes so r 0 r • B r 0 x , 
Professor Or. S t ern , 
Richterin am Bundessozialgericht J a e ger und 
Professor Or. S c h 1 ; n k 

für Recht erkannt: 

Die Verfassungsbeschwerden werden 
zurückgewiesen. 

G r ü n d e 

A 

Die Beschwerdeführerinnen - Städte und Gemeinden im Lande NW -
~enden sich mit ihren Verfassungsbeschwerden gegen mehrere Bestim­
mungen des Gesetzes zur Regelung der Zuweisungen des Landes 
Nordrhein-Westfalen an die Gemeinden und Gemeindeverbände im 
Haushaltsjahr 1986 CGemeindefinanzierungsgesetz - GFG 1986) vom 
19. März 1986, verkündet am 27. März 1986, GVBl NW 169, nach denen 
die Gemeinden im Jahre 1986 allgemeine Zuweisungen und zweckge­
bundene Zuweisungen erhalten haben. 

1. 

1. Die Gemeinden und Gemeindeverbände erhalten vom Land im Wege 
des Finanzausgleichs nach den Regelungen der jährlich neu erlasse­
nen Gemeindefinanzierungsgesetze zur Ergänzung ihrer eigenen Ein­
nahmen allgemeine und zweckgebundene Zuweisungen für die Erfüllung 

ihrer Aufgaben. Das Land stellt dafür insgesamt jeweils einen 
bestimmten Prozentsatz seines Anteils an der Einkommensteuer, der 
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Körperschaftsteuer, der Umsatzsteuer und der Gewerbesteuerumlage 
(allgemeiner Steuerverbund) zur Verfügung. Er betrug 1982 26,5 
v.H. (§ 2 Abs. 1 GFG 1982, GVBl NW 42), wurde 1983 auf 25.5 v.H. und 
1986 schließlich auf 23 v.H. (§ 2 Abs. 1 GFG 1986) abgesenkt (sog. 
Verbundquote). 

2. Aus den Mitteln für allgemeine Zuweisungen erhalten die 
Gemeinden einen festen Betrag als Schlüsselzuweisungen, der 1986 
ebenso hoch war wie 1985. Die Schlüsselzuweisung für die einzelne 
Gemeinde wurde 1986 auf den vollen Unterschiedsbetrag zwischen der 
sogenannten Ausgangsmeßzahl und der Steuerkraftmeßzahl festgesetzt 
(§ 10 Abs. 1 GFG 1986). Erreichte die Steuerkraftmeßzahl die Aus­
gangsmeßzahl oder war sie größer als diese, so erhielt die Ge­
meinde keine Schlüsselzuweisung (§ 10 Abs. 2 GFG 1986). 

3. Die Höhe der Ausgangsmeßzahl wurde u.a. durch die Einwohner­
zahl und die Schülerzahl der jeweiligen Gemeinde maßgeblich be­
stimmt (vgl. § 8 GFG 1986). Bei der Ermittlung der Steuerkraftmeß­
zahl wurden u.a. die Gewerbesteuer und die Grundsteuer unter Zu­
grundelegung vom Gesetz vorgegebener Hebesätze (sog. fiktive Hebe­
sätze) sowie der Anteil an der Einkommensteuer in der Zeit jeweils 
vom 1. Juli 1984 bis zum 30. Juni 1985 (Referenzperiode) berück­
sichtigt (vgl. § 9 GFG 1986). Die fiktiven Hebesätze, die - wie 
schon seit 1983 - unterschiedlich hoch waren für Gemeinden bis zu 
und mit mehr als 150.000 Einwohnern, sind gegenüber den Sätzen des 
Gemeindefinanzierungsgesetzes 1985 angehoben worden. Nach dem Ge­
meindefinanzierungsgesetz 1985 war Referenzperiode der Zeitraum 
vom 1. Oktober 1983 bis zum 30. September 1984. Die Zeit vom . 
1. Juli bis zum 30. September 1984 ist somit sowohl vom Gemeinde­
finanzierungsgesetz 1985 als auch vom Gemeindefinanzierungsgesetz 
1986 in der Referenzperiode erfaßt. 

I I • 

Mit den am 19. März 1987 erhobenen Verfassungsbeschwerden 
machen die Beschwerdeführerinnen geltend, die Absenkung der Ver­
bundquote auf 23 v.H. (§ 2 Abs. 1 GFG 1986), die Einführung eines 
vollen Ausgleichs zwischen Steuerkraftmeßzahl und Ausgangsmeßzahl 



- 4 -

e§ 10 Abs. 1 GFG 1986), die Erhöhung der fiktiven Realsteuerhebe­
sätze e§ 9 Abs. 2 GFG 1986), die Beibehaltung von nur zwei Gemein­
deklassen für den Ansatz der fiktiven Hebesätze bei den Realsteu­
ern (§ 9 Abs. 2 Buchst. a und b GFG 1986) und die Vorverlegung der 
Referenzperiode e§ 9 Abs. 2 GFG 1986) verletzten sie in ihrem Recht 
auf Selbstverwaltun9. 

Die Beschwerdeführerinnen beantragen 

festzustellen, daß die Bestimmungen der §§ 2 
Abs. 1, 10 Abs. 1 und 9 Abs. 2 des Gesetzes 
zur Regelung der Zuweisungen des Landes 
Nordrhein-Westfalen an die Gemeinden und Ge­
meindeverbände im Haushaltsjahr 1986 (GFG 1986) 
vom 19. März 1986 (GVBl NW S. 169) mit den Vor­
schriften der Verfassung des Landes Nordrhein­
Westfalen über das Recht der Selbstverwaltung 
unvereinbar und daher nichtig sind. 

Zur Begründung führen sie aus: Nach der neuerlichen Absenkung 
der Verbundquote genügten die Zuweisungen nicht mehr den verfas­
sungsrechtlichen Anforderungen einer finanziellen Mindestausstat­
tung der Gemeinden. Der Gesetzgeber verstoße gegen das Gebot der 
Systemgerechtigkeit, wenn er die gemeindliche Verbundquote wieder­
holt und erheblich reduziere, nachdem er zuvor - insbesondere 
durch die in den siebziger Jahren durchgefÜhrte Funktionalreform -
Aufgaben auf die kommunale Ebene verlagert habe. 

Der im Gemeindefinanzierungsgesetz 1986 vorgesehene volle Aus­
gleich des Differenzbetrages zwischen Ausgangsmeßzahl und Steuer­
kraftmeßzahl führe zu einer Nivellierung der Steuerkraftunter­
schiede bei den schlüsselzuweisungsberechtigten Gemeinden. Unter 
Berücksichtigung der gleichzeitigen Erhöhung der fiktiven Real­
steuerhebesätze sei diese Regelung damit auch nach der Recht­
sprechung des Verfassungsgerichtshofes für das Land Nordrhein­
Westfalen mit dem Recht auf gemeindliche Selbstverwaltung nicht 
vereinbar. 

Für die große Zahl der nicht abundanten Gemeinden führten die 
Schlüsselzuweisungen zu gleicher Steuerkraft je Bedarfseinheit. 

Jede auf eigener Anstrengung beruhende Erhöhung der Steuerkraft 
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habe bei dieser Art des Ausgleichs den Verlust der Schlüsselzu­
weisungen zumindest in gleicher Höhe zur Folge; daher fehle jeder 
Anreiz zur Pflege eigener Steuerquellen und zur Verbreiterung der 
Steuerbemessungsgrundlage, der jedoch im System des kommunalen 
Finanzausgleichs erhalten bleiben müsse. 

Auch blieben die gewogenen Durchschnittshebesätze für die Ge­
werbesteuer i~sbesondere für Gemeinden bis einschließlich 100.000 
Einwohner teilweise beträchtlich hinter dem fiktiven Hebesatz 
zurück. Die Sprungstelle bei 150.000 Einwohnern sei willkürlich 
und systemwidrig gewählt. Sie bevorzuge die mittleren und größeren 
Städte und benachteilige kleine Städte und Gemeinden. Mit Blick 
auf die Höhe dieser Sätze könne nicht davon ausgegangen werden, 
daß die tatsächliche Finanzkraft der Gemeinden höher sei als die 
aufgrund der fiktiven Hebesätze ermittelte. Liege der tatsächliche 
Hebesatz in einer Gemeinde unter dem fiktiven, so könne der Fall 
eintreten, daß eine Erhöhung des tatsächlichen Realsteueraufkom­
mens sogar zu einem überproportionalen Verlust an Schlüsselzuwei­
sungen führe ("Ubernivellierung"). Diese möglichen Nachteile übten 
einen erheblichen Druck auf die Gemeinden aus, ihre tatsächlichen 
Hebesätze den fiktiven zumindest anzupassen. 

Die Vorverlegung der Referenzperiode mit der Anrechnung des 
dritten Quartals 1984 für die Zuweisungen sowohl des Jahres 1986 
als auch des Jahres 1985 führe zu Härten und Verlusten, die -
insbesondere bei der Beschwerdeführerin zu ~ - auch durch die 
Härteregelung des § 9 Abs. 3 GFG 1986 nicht hinreichend gemildert 
würden. 

2. Dem Landtag und der Landesregierung ist Gelegenheit zur 
Stellungnahme gegeben worden. Der Landtag hat sich nicht geäußert. 

Die Landesregierung hält die Verfassungsbeschwerden für unbe­
gründet. Ihr Bevollmächtigter, Prof. Dr. Hans Herbert von Arnim, 
macht insbesondere geltend: Der Umfang der Finanzausstattung der 
Kommunen und damit auch ihr finanzieller Spielraum für die Selbst­
verwaltung sei in ein Gesamtverteilungssystem eingebunden, das 

finanzielle Abhängigkeiten sowohl zwischen Staat und Kommune als 
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auch zwischen den Kommunen untereinander begründe. Aufgrund der 
schwierigen finanziellen Situation des Landes Nordrhein-Westfalen 
im Jahre 1986 überschreite die Festsetzung der Verbundquote auf 23 
v.H. nicht den weiten Gestaltungsspielraum, der dem Gesetzgeber 
insoweit eingeräumt sei. Zudem habe die Finanzmasse, die für die 
besonders selbstverwaltungsfreundlichen - weil nicht zweckge­
bundenen - Schlüsselzuweisungen zur Verfügung gestellt worden sei. 
nicht abgenommen. 

Oie Regelungen über den Vollausgleich zwischen Ausgangsmeßzahl 
und Steuerkraftmeßzahl sowie die Erhöhung der fiktiven Hebesätze 
seien getroffen worden, um ohne größere Systemänderung die finanz­
schwächeren Gemeinden stärker zu berücksichtigen. Steuerstarke 
Gemeinden seien in der Regel realsteuerstark. Oie Erhöhung der 
fiktiven Hebesätze wirke sich daher tendenziell zu Gunsten der 
steuerschwachen Gemeinden aus. 

Ein Verstoß gegen das Nivellierungsverbot liege nicht vor. Der 
Prozentsatz der Gemeinden, die 1986 Schlüsselzuweisungen erhiel­
ten, sei mit 93,4 v.H. nur geringfügig höher gewesen als 1982 (92 
v.H.). Auch bei einem Vollausgleich zwischen Ausgangsmeßzahl und 
Steuerkraftmeßzahl könne im Hinblick auf das System, das dem Fi­
nanzausgleichs nach dem GFG 1986 zugrunde liege, nicht der Schluß 
gezogen werden, hier erfolge eine nicht mit der Verfassung zu 
vereinbarende Nivellierung oder gar Obernivellierung. 

Der von den Beschwerdeführerinnen dargestellte Beispielsfall 
der Ubernivellierung bei einem Ansteigen des Gewerbesteuermeßbe­
trages sei zwar theoretisch denkbar, setze aber in der Praxis 
voraus, daß in nur einer Gemeinde der Meßbetrag ansteige. 

Soweit unter gewissen Voraussetzungen ein Druck auf die Gemein­
den zur Anpassung der Hebesätze bestehen möge, müsse dieser als 
Systembestandteil des kommunalen Finanzausgleichs hingenommen 
werden. Oie Verringerung von drei auf zwei Hebesatzklassen liege 
im Ermessen des Gesetzgebers. 
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Die Vorverlegung der Referenzperiode sei im Interesse aller 
Kommunen erfolgt. 

Wegen der Einzelheiten des Sachverhalts sowie des Vorbringens 
der Beschwerdeführerinnen und der Landesregierung wird auf die 
Akten und die beigezogenen Unterlagen der Beschwerdeführerinnen 
und der Landesregierung Bezug genommen, die Gegenstand der münd­
lichen Verhandlung waren. 

B. 

Die nach Art. 75 Nr. 4 LV, § 50 VerfGHG zulässigen Verfassungs­
beschwerden sind unbegründet. Die von den Beschwerdeführerinnen 
gerügten Bestimmungen des § 2 Abs. 1, § 10 Abs. 1 und § 9 Abs. 2 
des GFG 1986 verletzen nicht das ihnen durch Art. 78 Abs. 1 und 2 
LV (Art. 28 Abs. 2 GG) gewährleistete Recht auf gemeindliche 
Selbstverwaltung. 

1. 

Das Recht auf gemeindliche Selbstverwaltung gewährleistet nicht 
nur die Befugnis zur Erfüllung bestimmter öffentlicher Aufgaben in 
eigener Verantwortung, sondern umfaßt auch das Recht auf Finanz­
hoheit. Zu ihr gehört auch das Recht auf eine angemessene Finanz­
ausstattung (VerfGH NW, OVGE 38, 301 [303]; 312 [314] jeweils 
m.w.N.). Die kommunale Selbstverwaltung kann sich wirksam nur 
entfalten, wenn Gemeinden und Gemeindeverbände über hinreichende 
finanzielle Mittel verfügen. Dieses bereits aus Art. 78 Abs. 1 und 
2 LV folgende Recht wird durch Art. 79 konkretisiert. Danach hat 
das Land im Rahmen seiner finanziellen Leistungsfähigkeit einen 
übergemeindlichen Finanzausgleich zu gewährleisten. Dabei ist dem 
Gesetzgeber ein weiter Gestaltungsspielraum eingeräumt, in welcher 
Art und in welchem Umfang er diese Gewährleistung erfüllt (vgl. 
BVerfGE 71, 25 [3m. Er hat unter anderem zu beachten, daß die 
Selbstverwaltung ohne eine finanzielle Mindestausstattung nicht 
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sinnvoll wahrgenommen werden kann (vgl. dazu VerfGH NW, OVGE 38, 
312 [315]; Staatsgerichtshof Baden-Württemberg ESVGH 22, 202 
~06]). Begrenzt wird der gesetzgeberische Gestaltungsspielraum 
ferner durch das dem allgemeinen Gleichheitssatz immanente Will­
kürverbot, das als Element des objektiven Gerechtigkeitsprinzips 
der Rechtsstaatlichkeit innewohnt. Es gilt auch im Verhältnis der 
Hoheitsträger zueinander (vgl. BVerfGE 21, 362 [372]; 23, 353 
~73] ). Die landesg~setzlichen Regelungen des übergemeindlichen 
Finanzausgleichs dürfen demgemäß nicht willkürlich oder in sich 
widersprüchlich sein, sondern müssen von sachgerechten Erwägungen 
getragen sein. 

I!. 

Die von den Beschwerdeführerinnen gerügten Bestimmungen der 
§§ 2 Abs. 1, 10 Abs. 1 und 9 Abs. 2 GFG 1986 überschreiten nicht 
die verfassungsrechtlichen Grenzen des dem Gesetzgeber bei der 
Regelung des Gemeindefinanzausgleichs eingeräumten Gestaltungs­
spielraums. 

1. Die Herabsetzung der Verbundquote auf 23 v.H. ist 
verfassungsrechtlich unbedenklich. 

§ 2 Abs. 1 GFG 1986 stellt - entsprechend der Vorgabe in 
Art. 106 Abs. 7 Satz 1 GG - den Gemeinden und Gemeindeverbänden 
einen bestimmten Hundertsatz, nämlich 23 v.H. aus dem allgemeinen 
Steuerverbund (Verbundquote) für Zuweisungen zur Verfügung. Dieser 
Satz ist in den letzten Jahren zwar kontinuierlich vermindert wor­
den (1981: 28,5; 1982: 26,5; 1985: 25,5; 1986: 23 v.H.). Verfas­
sungsrechtliche Bedenken gegen die in § 2 Abs. 1 GFG 1986 fest­
gesetzte Höhe der Quote auf nunmehr 23 v.H. greifen aber nicht 
durch. 

a. Aus der Verfassung selbst ergeben sich keine bestimmten 
Quoten oder zahlenmäßig festgelegten Beträge. Ihre vom Landesge­
setzgeber festzusetzende Höhe ist zudem nur mit Einschränkungen 
bestimmend für den Umfang der Zuweisungen, die den Gemeinden zu­
fließen. Deutlich wird dies aus der Verteilung der Verbundrnasse 
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nach dem Gemeindefinanzierungsgesetz 1986: Trotz abgesenkter Ver­
bundquote erhielten die Gemeinden allgemeine Zuweisungen, über 
deren Verwendung sie eigenveranwortlich bestimmen konnten, in 
gleicher Höhe wie 1985. 

b. Der in § 2 Abs. 1 GFG 1986 festgelegte Satz von 23 v.H. 
verstößt aber auch dann nicht gegen die Selbstverwaltungsgarantie 
des Art. 78 Ab-s. 1 und 2 LV (Art. 28 Abs. 2 GG), wenn man davon 
ausgeht, daß die Absenkung der Verbundquote die Finanzausstattung 
der Gemeinden für die Wahrnehmung der Aufgaben der Selbstverwal­
tung vermindere. 

Die neuerliche Absenkung der Verbundquote auf den Satz von 
nunmehr 23 v.H. hat ihren Grund in der außerordentlich ange­
spannten finanziellen Lage des Landes. Erst 1986 hat das Land den 
Haushalt so weit konsolidiert, daß die durch Art. 83 Satz 2 LV 
vorgegebene Regelgrenze der Nettokreditermächtigung wieder einge­
halten wurde. Bei dieser Sachlage war eine höhere Beteiligung der 
Gemeinden am allgemeinen Steuerverbund nicht geboten. 

Der übergemeindliche Finanzausgleich ist nach Art. 79 Satz 2 LV 
nur im Rahmen der finanziellen Leistungsfähigkeit des Landes ge­
währleistet. Dieser Rahmen begrenzt zugleich den aus dem Recht auf 
Selbstverwaltung folgenden Anspruch auf Sicherstellung einer 
angemessenen Finanzausstattung. Der wirtschaftlichen Leistungs­
fähigkeit des Landes kommt wegen der Einbindung der Gemeinden in 
das gesamtwirtschaftliche Gefüge der öffentlichen Haushalte und 
die vielfältigen von den staatlichen und kommunalen Verwaltungs­
trägern für das allgemeine Wohl wahrzunehmenden Aufgaben wesent­
liche Bedeutung zu. Die Finanzausstattung, die den Gemeinden zur 
Gewährleistung der Selbstverwaltung bereitzustellen ist, kann 
nicht lösgelöst von der finanziellen Lage des Landes allein nach 
den Bedürfnissen der örtlichen Gemeinschaft festgesetzt werden 
(vgl. dazu VerfGH NW, OVGE 38, 301 [308]; VerfGH Rheinland-Pfalz, 
DVBl 1978, 802). Weil die Gemeinden über die ihnen zukommenden 
Zuweisungen mit dem Land und auch mit dem Bund in einem allge­
meinen Steuerverbund zusammengeschlossen sind und auch das Land 
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zur Erfüllung seiner eigenen Aufgaben auf Mittel aus diesem Ver­
bund angewiesen ist, muß trotz des hohen Stellenwertes der Selbst­
verwaltungsgarantie die Höhe der gemeindlichen Finanzausstattung 
auch unter angemessener Berücksichtigung des finanziellen Bedarfs 
und der Haushaltssituation des Landes bestimmt werden. 

c. Die Absenkung der Verbundquote ist nicht systemwidrig und 
demzufolge mit dem G1eichheitssatz (Art. 4 Abs. 1 LV i.V.m. Art. 3 
Abs. 2 GG) vereinbar. Dabei kann dahinstehen, ob die vom Land in 
den siebziger Jahren durchgeführte Funktionalreform zu einer 
derart finanzwirksamen Verlagerung öffentlicher Aufgaben vom Land 
auf die Gemeinden geführt hat, wie die Beschwerdeführerinnen be­
naupten. Der Verfassungsgerichtshof hat bereits in seiner Ent­
scheidung vom 15. Februar 1985 (VerfGH NW, OVGE 38, 301 [30~ ) 
ausgeführt, daß das in Art. 104 a Abs. 1 GG normierte Prinzip der 
Konnexität der Aufgabenveranwortung mit der Ausgabenverantwortung 
den Landesgesetzgeber bei der Regelung des übergemeindlichen 
Finanzausgleichs nicht bindet (vgl. dazu auch VerfGH Rhein­
land-Pfalz, a.a.O. S. 804). Daran ist festzuhalten. 

d. Die Beschwerdeführerinnen haben nicht dargetan und es ist 
auch nicht ersichtlich, daß ihnen die nach Art. 79 LV zu gewähr­
leistende Mtndestausstattung an F1nanzmasse für die gemeindliche 
Selbstverwaltung nach Absenkung der Verbundquote nicht zur Verfü­
gung gestanden hat. Gegenüber 1985 ist die Höhe der Schlüsselzu­
weisungen nach dem Gemeindefinanzierungsgesetz 1986 unverändert 
geblieben. In den Kommunalhaushalten 1986 haben lediglich die 
Beschwerdeführerinnen zu 1 und zu 2 - und diese nur in unerheb­
lichem Umfang (1,5 bzw. 5,8 v.H.) - Einnahmen aus Schlüsselzuwei­
sungen ausgewiesen. Mithin kann die gerügte Absenkung der Verbund­
quote allenfalls geringfügige Auswirkungen auf die finanzielle 
Leistungsfähigkeit der Beschwerdeführerinnen gehabt haben. Auch 
liegen keine hinreichenden Anhaltspunkte dafür vor, daß die Ab­
senkung zu einer entscheidenden Schwächung der Finanzkraft der 
Gemeinden bis zur Grenze einer Aushöhlung der Selbstverwaltungs­
garantie (vgl. VerfGH NW, OVGE 19, 297 ~06)) geführt und einer 
sinnvollen Betätigung der Selbstverwaltung die finanzielle Grund-

lage entzogen hätte (vgl. VerfGH Rheinland-Pfalz aaO, S. 805). 
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2. Die Bestimmung des § 10 Abs. 1 GFG 1986 über einen vollen 
Ausgleich in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen der Ausgangs­
meßzahl und der Steuerkraftmeßzahl , den alle nicht abundanten 
Gemeinden als Schlüsselzuweisung erhalten, ist verfassungsrecht­
lich nicht zu beanstanden. 

Abweichend.von den Regelungen in den bisherigen Gemeindefinan­
zierungsgesetzen, die nur einen prozentualen Ausgleich der Diffe­
renz zwischen Bedarfs- (jetzt Ausgangs-)meßzahl und Steuerkraft­
meßzahl und eine Sockel garantie für steuerschwache Gemeinden bis 
zu einem bestimmten Prozentsatz der Ausgangsmeßzahl (sogenannte 
Aufstockung I) vorsahen, erhalten nach § 10 Abs. 1 GFG 1986 alle 
Gemeinden, deren jeweilige Steuerkraftmeßzahl die individuelle Aus­
gangsmeßzahl nicht erreicht, einen vollen AusgleiCh bis zur Höhe 
der Ausgangsmeßzahl • Ein Verstoß gegen den allgemeinen Gleich­
heitssatz (Art. 4 Abs. 1 LV i.V.m. Art. 3 Abs. 1 GG), dessen 
Beachtung auch im Rahmen einer,kommunalen Verfassungsbeschwerde 
verfassungsgerichtlich voll überprüfbar ist, läge darin nur, wenn 
der Landesgesetzgeber das von ihm selbst statuierte System des 
übergemeindlichen Finanzausgleichs zum Nachteil oder Vorteil 
bestimmter Gemeinden willkürlich durchbrochen hätte oder dieses 
Ausgleichssystem allgemein zu willkürlichen, mit der Funktion des 
Finanzausgleichs unvereinbaren Ergebnissen führen würde. Verfas­
sungswidrig wäre es insbesondere, wenn nach durchgeführtem Finanz­
ausgleich die reale Finanzlage ehemals steuerstärkerer Gemeinden 
ungünstiger wäre als die ehemals steuerschwächerer oder eine voll­
kommene finanzielle Einebnung erfolgte (VerfGH NW, OVGE 38, 312 
311 ). Das kann hier nicht festgestellt werden. 

Zwar erhalten nach § 10 Abs. 1 GFG 1986 alle nicht abundan­
ten Gemeinden unterschiedslos den vollen Differenzbetrag zwi­
schen Ausgangsmeßzahl und Steuerkraftmeßzahl als Schlüsselzuwei­
sung. Dieser Ausgleichsmechanismus hat jedoch weder tendenziell 
noch im Ergebnis eine über das bisherige Ausgleichssystem hinaus­
gehende nivellierende Wirkung auf die unterschiedliche Finanzaus­
stattung der Gemeinden. 
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a. Der volle Ausgleich der Differenz bis zu 100 v.H. der Aus­
gangsmeßzahl nach § 10 Abs. 1 GFG 1986 führt nicht zu einer mit 
dem Willkürverbot möglicherweise nicht mehr zu vereinbarenden 
gleichmachenden Nivellierung. Im Ergebnis ist es für die Höhe der 
Schlüsselzuweisungen an die einzelnen Gemeinden unerheblich, bis 
zu welchem Prozentsatz ausgeglichen wird. Da die Schlüsselmasse 
festliegt und aufgebraucht werden muß (vgl. § 8 Abs. 3 GFG 1986). 
wird die Ausgangsmeßzahl neben dem von den örtlichen Besonderh­
eiten abhängigen Gesamtansatz durch den Grundbetrag maßgeblich 
bestimmt (vgl. § 8 Abs. 2 GFG 1986'. der als Rechungsfaktor die 
vollständige Verteilung der Finanzmasse sicherstellt. Dieser 
Grundbetrag steht im umgekehrt proportionalen Verhältnis zu dem 
Prozentwert der Ausgangsmeßzahl , bis zu dem SchlUsselzuweisungen 
gewährt werden. Dies hat zur Folge, daß bei Änderung des Prozent­
wertes auch die Ausgangsmeßzahl sich entsprechend verändert mit 
der Folge, daß die für die Höhe der Zuweisung maßgebliche 
Differenz stets gleichbleibt. 

Der hundertprozentige Ausgleich nach § 10 Abs. 1 GFG 1986 wirkt 
sich demzufolge auf die Höhe der Schlüsselzuweisungen in gleicher 
Weise aus wie etwa ein Ausgleich nur bis zu 90 v.H. der Ausgangs­
meßzahl , wie er auch der sogenannten Aufstockung I des GFG 1983 
zugrunde lag und vom Verfassungsgerichtshof insoweit für ver­
fassungsrechtlich unbedenklich angesehen worden ist (VerfGH NW, 
OVGE 38, 317 ff). 

b. Eine Angleichung in der tatsächlichen Finanzausstattung kann 
durch den vollen AusgleiCh auch deshalb nicht eintreten, w~il die 
unterschiedlich hohen Einnahmen der Gemeinden aus Gebühren und 
Beiträgen, Erträge aus den örtlichen Verbrauch- und Aufwandsteuern 
sowie Erwerbseinnahmen und Zinserträge bei der Ermittlung der 
Steuerkraftmeßzahlen unberücksichtigt bleiben. 

c. Ob - wie die Beschwerdeführerinnen meinen - ein Verstoß 
gegen das Willkürverbot auch dann vorliegen kann, wenn zu viele 
oder fast alle Gemeinden des Landes allgemeine Schlüsselzuwei­
sungen erhalten, kann hier offen bleiben. Der Verfassungsgerichts-

hof hat es in den Verfahren betreffend die sogenannte Aufstockung 
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I des GFG 1983 im Hinblick auf die schwierige finanzielle Lage der 
Gemeinden in Nordrhein-Westfalen nicht beanstandet, daß 92 v.H. 
aller Gemeinden eine Aufstockung bis auf mindestens 90 v.H. der 
Ausgangsmeßzahl erhielten. Eine für die rechtliche Beurteilung 
signifikante Änderung der Verhältnisse hat sich durch das GFG 1986 
insoweit nicht ergeben. 

3. Die Anhebung der fiktiven Realsteuerhebesätze in § 9 Abs. 2 
Buchst. a und b GFG 1986 ist verfassungsrechtlich unbedenklich. 

Die Steuerkraftzahlen, die der Ermittlung der Steuerkraftmeß- . 
zahl und damit der Berechnung der Schlüsselzuweisung dienen, 
werden für die Gewerbesteuer und die Grundsteuer nach Ermittlung 
der Meßbeträge unter Zugrundelegung der in § 9 Abs. 2 Buchst. a 
und b GFG 1986 vorgegebenen (sogenannten fiktiven) Hebesätze er­
rechnet. Die Berechnungsweise entspricht im Prinzip den früheren 
Gemeindefinanzierungsgesetzen. Sie schließt aus, daß die von den 
Gemeinden für das Ausgleichsjahr autonom festgelegten Hebesätze 
die Höhe der Schlüsselzuweisungen beeinflussen. Diese als sachge­
recht anzusehende Berechnung für einen Finanzausgleich (vgl. auch 
Deubel, Der kommunale Finanzausgleich in Nordrhein-Westfalen, 1984 
S. 121) nimmt Rücksicht auf die insoweit bestehende Finanzhoheit 
der Gemeinden und verhindert, daß eine Gemeinde zu Lasten 
anderer Gemeinden mögliche Steuerquellen nicht ausschöpft. Die 
Höhe der im GFG 1986 festgelegten fiktiven Hebesätze verletzt 
nicht das Selbstverwaltungsrecht der Gemeinde. Sie verstößt auch 
nicht gegen das Willkürverbot. 

a. Die durch das GFG 1986 vorgenommene Anhebung der fiktiven 
Steuersätze sollte, nachdem die sogenannte Aufstockung 11 des 
Gemeindefinanzierungsgesetzes 1983 durch den Verfassungsgerichts­
hof für verfassungswidrig erklärt worden war (VerfGH OVGE 38, 312 
ß18 ff]), den steuerschwachen Gemeinden aus den verknappten 
Finanzmitteln des Landes höhere Zuweisungen zukommen lassen als 
den steuerstarken, die in der Regel realsteuerstark sind und deren 
Steuerkraftmeßzahl durch Anhebung der fiktiven Hebesätze in be­
sonderem Maße ansteigt. Diese Zielsetzung hält sich im Rahmen der 
Funktion des übergemeindlichen Finanzausgleichs, die Unterschiede 
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in der Finanzausstattung der Kommunen zu mildern und die finanz­
schwächeren Gemeinden, die auf Schlüsselzuweisungen als Einnahme­
quelle zur Sicherung einer angemessenen Finanzausstattung beson­
ders angewiesen sind, finanziell stärker zu unterstützen. Dies 
sind sachgerechte Erwägungen bei der Regelung des Ausgleichs. 

Dieser Zielsetzung hat der Gesetzgeber des GFG 1986 dadurch 
entsprochen, daß er die Hebesätze auf einen Wert festgelegt hat, 
der in der Nähe der gewichteten Durchschnittswerte der tatsäch­
lichen Hebesätze liegt. Die fiktiven Hebesätze des GFG 1986 liegen 
im Bereich der Durchschnittswerte für 1985 oder 1986, die nur 
geringfügig voneinander abweichen. Den ihm zur Verfügung stehenden 
weiten Gestaltungsspielraum hat er damit nicht überschritten. 

b. Die Höhe der fiktiven Hebesätze hat entgegen der von den Be­
schwerdeführerinnen vertretenen Auffassung eine mit dem Gleich­
heitssatz und mit der Funktion des Finanzausgleichs unvereinbare 
Nivellierung oder gar eine Umkehrung der finanziellen Lage der 
Gemeinden nicht zur Folge. 

(1) Da die für die Schlüsselzuweisung maßgeblichen Steuerkraft­
zahlen nach fiktiven Hebesätzen berechnet werden, bleiben die vor 
dem Ausgleich vorhandenen Unterschiede in der tatsächlichen Finanz­
ausstattung der Gemeinden auch nach dem Ausgleich erhalten. Oie 
Unterschiede in den Realsteuereinnahmen werden wie die Unter­
schiede hinsichtlich der sonstigen, nicht in die Steuerkraftmeß­
zahl einfließenden Einnahmen bei der Berechnung der Schlüsselzu­
weisung nicht erfaßt und erfahren auch keine Angleichung durch 
Zuweisung. Für das Ausgleichsjahr von der Gemeinde beschlossene 
Veränderungen der tatsächlichen Hebesätze wirken sich nicht auf 
die Höhe der Schlüssel zuweisungen, sondern jeweils unmittelbar 
einnahmesteigernd oder einnahmemindernd auf die Finanzausstattung, 
der jeweiligen Gemeinde aus und zwar unabhängig davon, ob diese 
Sätze unter oder über dem fiktiven Hebesatz liegen. Demgemäß 
bleibt ein Anreiz für die Gemeinden, die Realsteuerquellen zu 
pflegen und im Rahmen des Möglichen auszuschöpfen, auch bei Anhe­
bung der fiktiven Hebesätze bestehen. 
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(2) Eine Erhöhung der Steuerkraftmeßzahl und demzufolge eine 
Verminderung der Schlüsselzuweisungen. die stärker ist als die 
Erhöhung der Steuereinnahme, tritt nicht einfach nur infolge der 
Anhebung der fiktiven Hebesätze ein. Sie kann sich allerdings als 
Folge einer Ausweitung der Steuermeßbeträge - etwa bei Ansiedlung 
von Gewerbebetrieben - und des Zusammenwirkens einer Vielzahl 
anderer Faktoren ergeben wie etwa dem allgemeinen Niveau der 
Steuermeßbeträge, den Steuerkraftzahlen anderer Gemeinden sowie 
dem Grundbetrag (§ 8 Abs. 3 GFG 1986). Diese bei realsteuerstarken 
Gemeinden denkbare Möglichkeit folgt aus dem vom Landesgesetzgeber 
gewählten System des übergemeindlichen Finanzausgleichs, bei den 
Realsteuern nicht die tatsächlichen, sondern die normativ vorge­
gebenen Hebesätze zugrunde zu legen. Dieses System ist im Grund­
satz unbedenklich und nimmt auf die kommunale Finanzhoheit be­
sondere Rücksicht. 

Oie für die Schlüsselzuweisungen möglicherweise nachteiligen 
Folgen hoher Steuermeßbeträge lassen sich im allgemeinen dadurch 
kompensieren, daß Gemeinden zur Verbesserung ihrer Finanzaus­
stattung ihre unter dem Niveau der fiktiven Hebesätze liegenden 
Hebesätze anheben. Insofern könnte von hohen fiktiven Hebesätzen 
auf bestimmte Gemeinden ein gewisser Druck ausgehen, ihre tat­
sächlichen Hebesätze zu erhöhen, um befürchtete Nachteile als 
Fol ge hoher Steuermeßbeträge und niedriger- tatsächl icher Hebesätze 
zu vermeiden. Ein solcher Druck wäre jedoch verfassungsrechtlich 
hinzunehmen. Oie Finanzhoheit der Gemeinden gewährleistet ihnen 
nämlich nicht, die Festsetzung ihrer Hebesätze allein nach ihren 
örtlichen Interessen und Vorstellungen vorzunehmen; vielmehr ver­
langt ihre Einbindung in das gesamtwirtschaftliche Gefüge der 
öffentlichen Haushalte auch eine Rücksichtnahme auf übergeordnete 
Interessen, wie sie etwa in einem der allgemeinen Finanzlage ent­
sprechenden übergemeindlichen Finanzausgleich ihren Ausdruck 
ge fun den hab e n (v g 1. B Ver f GE 23, 3 53 [ 37 1] ; Ver f G H N W, 0 V GE 38, 

312 (318)). 

Sofern die angemessene Finanzausstattung einer Gemeinde nicht 
auf andere Weise ganz oder teilweise herbeigeführt werden kann. 
wird allerdings die aufgezeigte Möglichkeit, die für die 
Schlüsselzuweisungen eventuell nachteiligen Folgen hoher Steuer-
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meßbeträge durch Anheben der tatsächlichen Hebesätze zu kompen­
sieren, nicht unbegrenzt sein; sie mag dann an eine Grenze stoßen, 
wenn die fiktiven Hebesätze so außerordentlich hoch liegen wUrden, 
daß die tatsächlichen Sätze schlechterdings nicht weiter angehoben 
werden könnten, um etwaige Einbußen an SchlUsselzuweisungen durch 
höhere Realsteuereinnahmen auszugleichen. Wo eine solche Grenze 
liegen könnte, bedarf indessen hier keiner Entscheidung; sie ist 
jedenfalls dann nic~t erreicht, wenn die vom Gesetzgeber festge­
legten fiktiven Hebesätze den gewichteten Durchschnittswerten der 
tatsächlichen Hebesätze nahekommen. Diese Voraussetzung ist bei 
den in § 9 Abs. 2 Buchst. a und b GFG 1986 gewählten fiktiven 
Hebesätzen erfüllt. 

(3) Die Anhebung der fiktiven Hebesätze verstößt auch nicht 
deshalb gegen das Selbstverwaltungsrecht der Gemeinden, weil 
sich bei gleichbleibendem Umlagesatz die Kreisumlage ebenfalls ent­
sprechend erhöht. Abgesehen davon, daß dieser mittelbare Effekt 
alle kreisangehörigen Gemeinden gleichmäßig erfassen wUrde und der 
Umlagesatz bei unverändertem Finanzbedarf der Kreise entsprechend 
anzupassen wäre, wird eine eventuelle Mehrbelastung nicht durch 
das GFG 1986, sondern durch den fUr jedes Haushaltsjahr zu tref­
fenden Beschluß des Kreistages über die Festsetzung der Umlage­
sätze herbeigeführt. 

4. Die Festsetzung der fiktiven Hebesätze für zwei Gruppen nach 
der Gemeindegröße mit dem Schwellenwert von 150 000 Einwohnern ist 
ebenfalls nicht willkürlich. Diese bereits durch das Gemeinde­
finanzierungsgesetz 1983 eingefÜhrte Staffelung der Hebesätze ist, 
wie den damaligen Beratungen zu entnehmen ist (vgl. Ausschußpro­
tokoll 9/759 der 34. Sitzung des Ausschusses für Kommunalpolitik 
vom 27.10.1982 S. 13), nach den Daten der Funktionalreform gewählt 
worden und berUcksichtigt, daß es nach dieser Reform in Nordrhein­
Westfalen im wesentlichen zwei große Gemeindegruppen gibt, nämlich 
die großen kreisfreien Städte und die anderen Städte im kreisange­
hörigen Raum. Diese sich auf die kommunalen Strukturen stUtzenden 
Erwägungen sind bei der Festsetzung der fiktiven Hebesätze, die 
der Ermittlung der Steuerkraft der Gemeinden dienen. jedenfalls 
nicht sachwidrig. Ob es daneben gute GrUnde auch fUr die Festset­
zung anderer Schwellenwerte oder gar die Bildung mehrerer Gruppen 
geben mag, ist unerheblich. 
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5. Die Vorverlegung der Referenzperiode durch § 9 Abs. 2 
GFG 1986 auf die Zeit vom 01.07.1984 bis zum 30.06.1985 mit der 
Folge der Anrechung des 3. Quartals 1984 für den übergemeindlichen 
Finanzausgleich sowohl im Haushaltsjahr 1985 als auch im Haus­
haltsjahr 1986 ist verfassungsrechtlich ebenfalls nicht zu bean­
standen. Die Referenzperfode, die - anders als früher - bereits 
Mitte des Jahres endet, ist vpm Gesetzgeber nicht willkürlich 
verändert worden. Sachlicher Grund für diese zeitliche Verschie­
bung ist die von kommunaler Seite an das Land herangetragene< 
Bitte, möglichst früh vorläufige Zahlen über Schlüsselzuweisungen 
zu erhalten, um die Haushaltsentwürfe entsprechend früher erstel­
len zu können (vgl. Plenarprotokoll 10/12, Sitzung vom 11.12.1985 
S. 765; Ausschußprotokoll 10/150 des Ausschusses für Kommunalpoli­
tik, 6. Sitzung vom 15.01.1986 S. 11). Daß eine solche Umstellung 
im Einzelfall zu finanziellen Einbußen einzelner Gemeinden fUhren 
kann, ist systembedingt. Dies hat der Gesetzgeber erkannt und be­
rücksichtigt, wie sich aus der verfassungsrechtlich nicht zu be­
anstandenden Härteregelung des § 9 Abs. 3 GFG 1986 ergibt. 

Dr. Dietlein Tiebing Dr. Wiesen 
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